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Bundesministerium für Digitales und Verkehr  
Abteilung Eisenbahnen, Referat E 11  
Grundsatz nationales und europäisches Eisenbahnrecht 
Invalidenstraße 44 
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per E-Mail:  Ref-E11@bmdv.bund.de  
  beatrice.kleinert@bmdv.bund.de 

 

 
Stellungnahme zu einem Referentenentwurf zum Erlass eines neuen Schie-
nenlärmschutzgesetz (SchlärmschG) 

 
 
Sehr geehrte Frau Kleinert, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für die Übersendung des o.g. Entwurfs und die Gelegen-
heit zur Stellungnahme. Im Sinne unserer Mitgliedstädte unterstützen 
wir die Bestrebungen der Bundesregierung, den Lärmschutz an Schie-
nenstrecken durch Umrüstung von Güterwaggons und Verbote des Be-
triebs von lauten Waggons mit Graugußbremsen im Rahmen der euro-
paweiten Regelungen weiter fortzusetzen. Gern nehmen wir zum Refe-
rentenentwurf wie folgt Stellung: 
 
Zur Überschrift S. 4: 
Im Titel fehlt augenscheinlich das Wort „Gesetz“ („Entwurf eines … 
zum Verbot des Betriebs lauter Güterwagen“) 
 
Zum Zweck des Gesetzes 
Der Zweck des Gesetzes „leisere Schienenverkehrsstrecken“ durch ein 
Betriebsverbot „lauter Güterwagen“ zu schützen, wird ausdrücklich 
unterstützt. Dazu gehört auch, dass die bewährten Vorschriften des 
Schienenlärmschutzgesetzes, welches mit Wirksamwerden der TSI NOI 
aufgrund des europäischen Anwendungsvorrangs verdrängt würde, 
mit dem Gesetz teilweise fortgeschrieben werden sollen. 
 
Zu Begrifflichkeiten/Veröffentlichungspflichten 
Der Gesetzentwurf und seine Begrifflichkeiten sind infolge der Verwei-
sungen nicht aus sich heraus verständlich. Insofern begrüßen wir, dass 
ein Betreiber von Schienenwegen in § 3 Abs. 3 des Gesetzentwurfs ver-
pflichtet wird zu veröffentlichen, welche Strecken seines Netzes „lei-
sere Strecken“ sind und für diese leiseren Strecken in seinen 
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Nutzungsbedingungen die Grundsätze und die Kriterien für die Zuweisung von 
Schienenwegkapazität zu veröffentlichen.  
Die Reihenfolge der Darstellung in Abs. 3 regen wir an, logisch zu überdenken.  
Eine Frist der erstmaligen Veröffentlichung ist weder im Gesetz genannt noch 
in der Begründung angesprochen. Es ist anzunehmen, dass die Veröffentli-
chung erstmalig zum Inkrafttreten des Gesetzes (15.12.2024) erfolgen soll. Zur 
Klarstellung bitten wir daher das Datum der ersten Veröffentlichung ausdrück-
lich im Gesetzentwurf zu nennen. 
 
Zu Ordnungswidrigkeiten 
Die Aufrechterhaltung von Bußgeldvorschriften wird von uns unterstützt. Da-
bei ist zu begrüßen, dass sowohl gegenüber dem Betreiber von Zügen wie 
auch dem Zuweiser von Kapazitäten ordnungswidriges Verhalten geahndet 
werden kann. Die Verminderung der Tatbestände zu Ordnungswidrigkeiten-
von heute 7 (§ 13 Abs. 1 Nr. 1 bis Nr. 7 SchlärmSchG) auf zukünftig nur 4 (§ 8 
des Entwurfes) erklärt sich uns nicht und ist auch nicht in der Begründung er-
läutert. 
 
Zur Technik der Änderung/Aufhebung 
Unklar bleibt, warum vorgesehen ist, das bestehende Gesetz außer Kraft zu 
setzen und durch ein neues Gesetz zu ersetzen. Zur Kontinuität laufender Vor-
gänge wäre dann eine Überleitungsbestimmung z. B. hinsichtlich laufender 
Bußgeldverfahren erforderlich. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 

 
Thomas Kiel d’Aragon 
 
 
 


